
Grenzgänger CH/FL
Haupterwerbsort 
massgebend für die
Sozialversicherungen
VADUZ Die Regierung hat den Bericht 
und Antrag an den Landtag betref-
fend die Übernahme der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 in die Vaduzer 
Konvention am Dienstag genehmigt. 
Dies teilte das Ministerium für Äusse-
res, Bildung und Kultur am Mittwoch 
mit. Mit der Übernahme der Verord-
nung, die im Verhältnis Schweiz-EU 
bereits seit 1. April 2012 und im EWR 
seit 1. Juni 2012 Anwendung findet, 
«wird das seit Jahren mit der Schweiz 
erfolglos diskutierte Problem der ver-
sicherungsrechtlichen Unterstellung 
von Grenzgängern, die gleichzeitig in 
beiden Staaten arbeiten, gelöst», 
heisst es weiter. Dies entspreche ei-
ner langjährigen Forderung der hie-
sigen Wirtschaft. Neu gilt demnach 
nun: Wird im Wohnsitzstaat eine Ne-
benerwerbstätigkeit von weniger als 
25 Prozent ausgeübt, so ist der Staat 
zuständig, in dem die Haupterwerbs-
tätigkeit ausgeübt wird (75 Prozent 
und mehr) und zwar für die gesamte 
Erwerbstätigkeit. Die zweite wesent-
liche Neuerung im Verhältnis Liech-
tenstein-Schweiz betrifft die Erstat-
tungsregelung zwischen den Sozial-
versicherungsträgern für Leistungen 
an arbeitslose Grenzgänger. Zurzeit 
gilt zwischen Liechtenstein und der 
Schweiz die Regelung, dass Grenz-
gänger aus der Schweiz in Liechten-
stein Beiträge an die Arbeitslosenver-
sicherung zahlen, im Versicherungs-
fall aber die schweizerische Arbeits-
losenversicherung leistungspflichtig 
wird. Durch die Übernahme der er-
wähnten Verordnung entstehen der 
Arbeitslosenversicherung in Liech-
tenstein Mehrkosten, «da es die 
Schweiz im Sinne der Gleichbehand-
lung aller ihrer Nachbarstaaten ab-
lehnt, den bislang mit Liechtenstein 
vereinbarten Erstattungsverzicht für 
Leistungen an arbeitslose Grenzgän-
ger fortzuführen», hält das Ministeri-
um fest. Im Gegenzug habe die Über-
nahme der Verordnung Mehreinnah-
men für sämtliche Sozialversiche-
rungszweige zur Folge, weil parallel 
in beiden Staaten erwerbstätige 
Grenzgänger wieder vermehrt in 
Liechtenstein versicherungspflichtig 
würden. Die Änderungen der Vadu-
zer Konvention sollen am 1. Januar 
2016 in Kraft treten. (red/ikr)


